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Antrag 

der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rau-
scher, Hans-Ulrich Pfaffmann, Ruth Waldmann, Su-
sann Biedefeld SPD 

Bericht zu massiver Erhöhung der Gebühren nach 
§§ 23 und 24 der Asyldurchführungsverordnung 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration in schriftlicher und mündlicher Form zu 
den im Zuge der Neufassung der Asyldurchführungs-
verordnung erfolgten Erhöhungen der Gebühren nach 
§§ 23 und 24 Asyldurchführungsverordnung Bericht 
zu erstatten. 

Der Bericht der Staatsregierung soll dabei insbeson-
dere folgende Punkte beinhalten: 

1. die Grundlage, auf der die neue Höhe der Gebüh-
ren berechnet wurde, 

2. die Gründe für eine Erhöhung der Gebührensätze 
um mehr als 50 Prozent in einem Schritt, 

3. die Anzahl der Personen, die von der Gebühren-
erhöhung betroffen sind, 

4. die Anzahl der Personen, die durch die Gebüh-
renerhöhung in den Transferleistungsbezug gera-
ten, 

5. die Maßnahmen, welche die Staatsregierung er-
greift, um auszugsberechtigte Bewohner von 
Flüchtlingsunterkünften bei der Wohnungssuche 
zu unterstützen und 

6. die Verfahrensweise in Fällen, in denen die Job-
center beziehungsweise die Sozialämter feststel-
len, dass die zu übernehmenden Kosten nicht an-
gemessen sind. 

Begründung: 

Mit der Neufassung der Asyldurchführungsverordnung 
vom 16. August 2016 wurden die Gebühren nach  
§§ 23 und 24 für auszugsberechtigte Bewohnerinnen 
und Bewohner zum 1. September 2016 deutlich an-
gehoben. Sofern die Bewohnerinnen und Bewohner 
über Vermögen oder Einkommen verfügen, müssen 
sie selbst die Gebühren entrichten. Verfügen sie nicht 
in (ausreichendem) Maße über Einkommen oder Ver-
mögen, kommen die Jobcenter und Sozialämter dafür 
auf. 

Die massive und abrupte Erhöhung der Unterkunfts-
gebühren in diesem Umfang stößt bei den Betroffe-
nen, aber auch bei ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfern auf großes Unverständnis. Mehr als 300 Euro 
für einen Platz in einem Mehrbettzimmer beziehungs-
weise einem Container zahlen zu müssen, halten vie-
le für überzogen. 

Es besteht daher Aufklärungsbedarf zu den Hinter-
gründen und den Berechnungsgrundlagen, die der Er-
höhung zu Grunde liegen, sowie die Möglichkeiten, 
die Umstände vor Ort mit einzubeziehen. Darüber hin-
aus ist zu klären, warum die erhöhten Gebühren be-
reits zwei Wochen nach Bekanntgabe der Neufassung 
der Asyldurchführungsverordnung erstmals erhoben 
wurden. 

Für die Unterkunftskosten von Bewohnerinnen und 
Bewohnern im Transferleistungsbezug kommen die 
Jobcenter beziehungsweise die Sozialämter auf. Es 
ist zum einen von Interesse, ob und wie viele Perso-
nen durch die Gebührenerhöhung in den Transferleis-
tungsbezug geraten sind, zum anderen, ob die Job-
center und Sozialämter die zu übernehmenden Kos-
ten für angemessen beurteilen. Die Staatsregierung 
ist aufgefordert, hierzu Bericht zu erstatten. 

Des Weiteren ist von Interesse, welche Maßnahmen 
die Staatsregierung ergreift, um auszugsberechtigte 
Bewohnerinnen und Bewohner von Asylunterkünften 
dabei zu unterstützen, anderweitig Wohnraum zu fin-
den. 

Die Staatsregierung ist somit aufgefordert, dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration in schriftlicher und mündlicher Form die 
Hintergründe und die Auswirkungen der Gebührener-
höhungen darzulegen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher, 
Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Drs. 17/14947 

Bericht zu massiver Erhöhung der Gebühren nach §§ 23 und 24 
der Asyldurchführungsverordnung 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatterin: Angelika Weikert 
Mitberichterstatter: Thomas Huber 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 64. Sit-
zung am 30. März 2017 beraten und e i n s t im m i g   
Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 155. Sitzung am 16. Mai 2017 mitberaten und 
e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher, Hans-
Ulrich Pfaffmann, Ruth Waldmann, Susann Biedefeld SPD 

Drs. 17/14947, 17/16953 

Bericht zu massiver Erhöhung der Gebühren nach §§ 23 und 24 
der Asyldurchführungsverordnung 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration in schriftlicher und mündli-
cher Form zu den im Zuge der Neufassung der Asyldurchführungs-
verordnung erfolgten Erhöhungen der Gebühren nach §§ 23 und 24 
Asyldurchführungsverordnung Bericht zu erstatten. 

Der Bericht der Staatsregierung soll dabei insbesondere folgende 
Punkte beinhalten: 

1. die Grundlage, auf der die neue Höhe der Gebühren berechnet 
wurde, 

2. die Gründe für eine Erhöhung der Gebührensätze um mehr als 
50 Prozent in einem Schritt, 

3. die Anzahl der Personen, die von der Gebührenerhöhung betrof-
fen sind, 

4. die Anzahl der Personen, die durch die Gebührenerhöhung in den 
Transferleistungsbezug geraten, 

5. die Maßnahmen, welche die Staatsregierung ergreift, um aus-
zugsberechtigte Bewohnerinnen und Bewohner von Flüchtlingsun-
terkünften bei der Wohnungssuche zu unterstützen und 

6. die Verfahrensweise in Fällen, in denen die Jobcenter bezie-
hungsweise die Sozialämter feststellen, dass die zu übernehmen-
den Kosten nicht angemessen sind. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Subsidiaritätsangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner heutigen Sitzung die unter der Nummer 1 aufgeführte Subsidiaritätsangele-

genheit betreffend Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende 

Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU beraten hat und empfohlen 

hat, auf die in der Drucksache 17/17057 aufgeführten Subsidiaritätsbedenken hinzu-

weisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den Beschluss des 

Bundesrats finden.

Von der Abstimmung sind die Nummern 9 und 12 der Anlage ausgenommen. Dies 

sind der Antrag der SPD-Fraktion "Zum Internationalen Frauentag: Rechtsanspruch 

auf Schutz vor Gewalt umsetzen" auf Drucksache 17/15809 und der Antrag der Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Bericht über den Stand des Hilfesystems 

für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder" auf Drucksache 17/15838, die auf 

Wunsch der Fraktionen gesondert beraten werden sollen. Der gemeinsame Aufruf der 

Anträge erfolgt erst am späten Abend, am Ende der regulären Tagesordnung.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
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alle Fraktionen. Gibt’s Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Keine. Damit übernimmt 

der Landtag diese Voten.
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